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Phantom-Schüler
Neuer Sozialbetrug von EU-Ausländern auf Kosten des Steuerzahlers

zen oder streichen, wenn
Pflichtverletzungen wie Ar-
beitsverweigerung oder Mel-
deversäumnisse vorliegen.
Doch selbst diese Möglichkei-
ten hat der Gesetzgeber zum
1. Juli weitgehend ausgesetzt,
erklärt der Chef des Jobcen-
ters auf Anfrage.

In den vergangenen Mona-
ten erhielten neun EU-Aus-
länder eine Sanktion durch
das Jobcenter. Jedoch gebe es
zu den Gründen der Strei-
chung keine „verwertbare
Datenerfassung“, insbeson-
dere nicht, ob es sich dabei
schlicht um Wegzug ohne
Abmeldung oder um Betrug
handele. Sollte es Verdachts-
fälle geben, dass Schulkinder
von EU-Ausländern zu Be-
trugszwecken ohne tatsächli-
chen Schulbesuch in der
Schule angemeldet sind, wür-
den diese laut Büro des Land-
rats der Polizei gemeldet.
Doch dort sind „null Fälle
in Bearbeitung“, berichtet Po-
lizeisprecher Thomas Gis-
sing.

Was aus den Fällen gewor-
den ist, von denen der Land-
kreis sprach, könne der Fach-
bereich Bildung nicht sagen.
Eine Anfrage bei der Staats-
anwaltschaft blieb bis Redak-
tionsschluss unbeantwortet.

Um Sozialleistungen abzu-
greifen, müssten es Kriminel-
le daher schaffen, dass die
Schule gar nicht erst Kennt-
nis von der Anmeldung des
Schülers erhält, spekuliert
Truscelli, der noch genauer
hinschauen will: „Ich bin
kein Freund von Bescheiße-
reien, und schon gar nicht
von Sozialbetrug.“

Datenschutzrechtlicher
Blindflug der Behörden

Aus dem Fokus der Schulen
hätten Sozialbetrüger beim
Jobcenter leichtes Spiel. Der
Grund: Datenschutz. Harald
Glüsing, Geschäftsführer des
Jobcenters im Landkreis, hält
„keine auswertbaren Daten
darüber vor“, welche Perso-
nen welche Art von Unter-
stützungsleistungen bezie-
hen. Es gibt auch „keine da-
tenschutzrechtliche Rechts-
grundlage“, die einen Aus-
tausch zwischen Schulbehör-
de und dem Jobcenter zu-
lässt, berichtet Glüsing wei-
ter. Aus diesem Grund erfah-
re die Behörde – wenn über-
haupt – nur allgemein von
der Problemlage.

Grundsätzlich kann das
Jobcenter die Grundsiche-
rung von EU-Ausländern kür-

Die rechtliche Umsetzung
bei Schulabstinenz liege bei
den Ordnungsämtern. Zwar
könne Truscelli eine Attest-
pflicht einführen, wenn
Schüler länger dem Unter-
richt fernblieben, doch aktu-
ell seien die Fehlzeiten coro-
nabedingt noch „stark ver-
zerrt“ und kaum aussagekräf-
tig. Vor der Pandemie seien
Fehltage im zweistelligen Be-
reich beachtlich gewesen,
ordnet Truscelli ein. So was
sei aber „eher selten“. Der
Schulbesuch sei stets ver-
pflichtend und entscheidend
für die Zukunft eines Kindes,
appelliert der Pädagoge: „Ab
einer gewissen Größe an
Fehltagen ist der Bildungser-
folg gefährdet.“

System- und Sozialbetrug
hält der Schulleiter für
schwierig, aber nicht unmög-
lich: „Wenn wir hier ein Kind
auf dem Zettel haben, dann
schauen wir sehr genau nach,
ob es hier auftaucht.“ Ge-
meint ist vor allem der Über-
gang von der Grund- auf die
weiterführende Schule. Dann
würden Listen sämtlicher Na-
men an die weiterführende
Schule übermittelt. Die glei-
che dann die Namen der Neu-
schüler ab, bis deren Verbleib
geklärt sei.

wenn eine Schule eine Mel-
dung von Schulversäumnis-
sen abgibt. Danach leite die
Kreisverwaltung gegen die
Erziehungsberechtigten be-
ziehungsweise gegen volljäh-
rige Schüler ein Ordnungs-
widrigkeitenverfahren we-
gen Verletzung der Schul-
pflicht ein, kläre den Sach-
verhalt auf und erlasse Buß-
geldbescheide, so heißt es aus
dem Fachbereich.

Scheinschüler an der
KGS Stuhr-Brinkum?

Nicht immer wissen die
Schulen, ob und welche
Schulkinder EU-Ausländer
bei ihnen angemeldet haben,
wie ein Vorkommnis an der
Kooperativen Gesamtschule
(KGS) Stuhr-Brinkum nahe-
legt: „Es kann sein, dass es so
einen Fall an unserer Schule
gibt“, sagt Mirko Truscelli,
Leiter der KGS. Sicher wisse
er das nicht, betont er. Jedoch
fragte der Landkreis bei der
Schulleitung im Mai an, ob
ein „Schulkind X“ dort be-
kannt sei. „Ich ging meine
Liste durch“, erinnert sich
Truscelli. Ergebnis: „Das Kind
kennen wir nicht.“ Die Schu-
le antwortete, die Sache war
für die KGS erledigt.

VON GREGOR HÜHNE

Landkreis Diepholz – Schüler
müssen zur Schule gehen,
doch das passiert nicht im-
mer. Nach Informationen der
Kreiszeitung gibt es eine
neue Masche von Sozialbe-
trug beim Jobcenter durch
EU-Ausländer auf Kosten der
eigenen Kinder – auch im
Landkreis Diepholz.

Jährlich „etwa fünf Fälle“
von Kindern von EU-Auslän-
dern, die an Kreisschulen an-
gemeldet sind, dort aber
kaum oder gar nicht erschei-
nen, sind dem Landkreis be-
kannt, teilt das Büro des
Landrats mit und spricht von
„wenigen Einzelfällen“. Wie
hoch die Dunkelziffer ist, ist
schwer ermittelbar, was auch
am Datenschutz liegt, der
den Austausch zwischen den
Behörden teilweise verhin-
dert.

Wo liegt das Problem? Wer
aus einem anderen Land der
Europäischen Union in
Deutschland arbeitet, darf
und soll hier seine Kinder in
die Schule schicken können.
Verliert die Person die Ar-
beitsstelle und kann nicht
mehr selbst für den eigenen
Lebensunterhalt aufkom-
men, müsste er wieder zu-
rück in sein Heimatland. Da-
mit das Kind nicht aus dem
Schulalltag gerissen wird,
schaffte der Europäische Ge-
richtshof im Jahr 2020 eine
Ausnahme (siehe Infokasten).
Demnach leiten die Richter
für die Eltern ein Aufent-
haltsrecht ab, das auf dem
Schulbesuch der eigenen Kin-
der fußt, samt Anspruch auf
Sozialleistungen während
dieser Zeit.

Im Landkreis Diepholz ha-
ben laut Angaben des Jobcen-
ters von den 443 EU-Auslän-
dern, die hier leben und ar-
beiten könnten, 128 Einkünf-
te aus Erwerbstätigkeit
(Stand Februar 2022). Der
Rest erhielt Unterhaltssiche-
rung. Dafür ist in Deutsch-
land das Jobcenter zuständig.
Laut deren Zahlen erhält bei-
spielsweise eine einkom-
menslose Einzelperson mit
Miet- und Heizkosten von
rund 400 Euro etwa 850 Euro
monatlich.

Wie viele Kinder insgesamt
von EU-Ausländern im Land-
kreis an einer Schule ange-
meldet sind, wissen derweil
weder der Fachbereich Bil-
dung noch das Jobcenter,
heißt es auf Anfragen.

Der Fachdienst Bildung
wird grundsätzlich tätig,

An der KGS Stuhr-Brinkum und weiteren Schulen im
Landkreis könnten Schüler angemeldet sein, damit de-
ren Eltern an Sozialleistungen kommen. FOTO: GREGOR HÜHNE

Ich bin kein Freund von Bescheißereien,
und schon gar nicht von Sozialbetrug.

Mirko Truscelli, Schulleiter KGS Stuhr-Brinkum

Hintergrund: EuGH-Urteil vom 6. Oktober 2020
Der Europäische Gerichtshof urteilte im Jahr 2020 (Rechtssa-
che C181/19), dass sich aus dem Schulbesuchsrecht von Kin-
dern von EU-Arbeitnehmer zwingend ein Recht auf Aufent-
halt der Eltern ableitet, das unabhängig von einem gesicher-
ten Lebensunterhalt besteht. Das bedeutet, Eltern haben An-
spruch auf Sozialleistungen in Deutschland, auch wenn sie
nicht arbeiten, solange ihre Kinder dort zur Schule gehen.

9-Euro-Ticket: Enorme Auslastung der Züge
VBN meldet 58584 verkaufte Handy-Fahrkarten / Noch keine weiteren belastbaren Zahlen

Daten müssten noch ausge-
wertet werden. In den nächs-
ten Tagen sei mit verlässli-
chen Zahlen zu rechnen.

Die Deutsche Bahn könne
grundsätzlich keine regiona-
len Zahlen liefern, so eine
Bahnsprecherin, die nament-
lich nicht genannt werden
will. Sie verweist auf den Ver-
kehrsverbund Bremen/Nie-
dersachsen. Allerdings, so die
Sprecherin, würden der Lan-
desnahverkehrsgesellschaft
relevante Daten übermittelt.
Diese Gesellschaft ist Aufga-
benträgerin für den Schie-
nen-Nahverkehr in Nieder-
sachsen und erstellt im Auf-
trag des Landes ein bedarfsge-
rechtes öffentliches Ver-
kehrsangebot. Durch den Er-
folg des 9-Euro-Tickets erhält
sie womöglich einen neuen
Arbeitsauftrag.

Bahn und der Nordwestbahn
verkauft wurden, ist noch un-
klar. „Wir haben zwar Fahr-
gastzählsysteme an den Zü-
gen“, erläutert Robert Palm,
Regionalleiter der Nordwest-
bahn in Bremen, aber diese

se, die mit der Hansestadt
Bremen im Zweckverband
Verkehrsverbund Bremen/
Niedersachsen (ZVBN) zusam-
mengeschlossen sind. Wie
viele Tickets an den Fahrkar-
tenschaltern der Deutschen

VBN, zu erfahren. Zum Ver-
gleich: Mit etwa 15 800 Fahr-
gästen pro Tag in Bus und
Bahn (Montag bis Freitag) hat
der Flächenlandkreis Diep-
holz das höchste Fahrgastauf-
kommen der sechs Landkrei-

VON ANKE SEIDEL

Landkreis Diepholz – Das 9-Eu-
ro-Ticket hat sich offenbar
auch im Landkreis Diepholz
bewährt. Belastbare Zahlen
können die Verkehrsunter-
nehmen zwar noch nicht vor-
legen, aber mehrere Besuche
an verschiedenen Bahnhöfen
beweisen: Die Zahl der Men-
schen, die auf der Schiene un-
terwegs sind, hat sich außer-
gewöhnlich stark erhöht.
Deshalb ist die Zahl der Sitz-
plätze in den Zügen knapp
geworden – Stehplätze gehö-
ren neuerdings zum Alltag.

Im Bereich des Verkehrs-
verbunds Bremen/Nieder-
sachsen (VBN) waren im Juni
allein 58584 digitale Tickets
für das Handy verkauft wor-
den, war von Gerrit Reichert,
dem Vize-Pressesprecher des

Das 9-Euro-Ticket erfreut sich im Landkreis großer Beliebtheit. SYMBOLFOTO: FABIAN PIEPER

GUTEN MORGEN!

Aktuelle Blitzer
SERVICE Messstellen im Landkreis

Landkreis Diepholz – Zweimal in der Woche veröffentli-
chen wir die geplanten Geschwindigkeitsmessungen des
Landkreises Diepholz.

Messstellen
Montag, 4. Juli
Barnstorf L344
Drebber Schulstraße, K30
Apelstedt B61
Bassum Alte Post, Bahnhofstraße
Gödestorf K121
Heiligenfelde Am Schwarzen Meer, B6

Dienstag, 5. Juli
Lembruch L853, B51
Lemförde Bahnhofstraße
Barrien Sudweyher Straße
Heiligenfelde B6
Steimke B6
Leerßen K113
Okel L333, An der Beeke

Mittwoch, 6. Juli
Ridderade B51
Wedehorn K103
Stophel B51
Martfeld L202
Loge L331
Ochtmannien L332
Schwarme K143

Änderungen bleiben vorbehalten.

Nur kein Feigling

Rutschfahrt in die
Vergangenheit
VON MARKUS WIENKEN

Das tägliche Leben ist voller Herausforderungen. Wobei
es immer auch ein bisschen auf die Sichtweise an-
kommt. Was in jungen Jahren selbstverständlich, kann
mit zunehmendem Alter durchaus eine Hürde darstel-
len. Diesen Gedanken nachhängend, stehe ich auf dem
Hof einer Schule, will das Gebäude fotografieren und bin
auf der Suche nach einem besonderen Motiv. Bei einem
Rundumblick über das Gelände fällt mir eine Rutsche
auf. Sie besitzt durchaus an Höhe und ist damit ein idea-
ler Aussichtspunkt, um das Gebäude entsprechend abzu-
lichten. Gesagt, getan steige ich die – ich zähle gern – 15
Stufen nach oben. Von da herrscht ideale Sicht. Die Ka-
mera in Position, ein paar Mal abgedrückt – fertig! Und
nun wieder runter!
Denkste! Ich will den Schritt zurück machen, da fällt
mein Blick in die Tiefe, in der in unmittelbarer Nähe zur
Rutsche der Sandkasten liegt. Drei Kinder, die dort mit
Förmchen und Schaufel hantieren, ihr Handwerk aller-
dings kurzfristig unterbrochen haben und mich mit er-
wartungsvollen Augen beobachten, ich würde sagen, fi-
xieren. Und zack, blitzte die Vergangenheit auf, Jahr-
zehnte sind es her, als ich im Kindesalter auf dem Fünf-
Meter-Turm im Schwimmbad stand, eine unglaubliche
Tiefe unter mir. „Wer nicht springt, ist ein Feigling“,
hallte es hinter mir von irgendwelchen Halbwüchsigen.
Das wollte ich nicht auf mir sitzen lassen. Augen zu und
runter, so damals. Beifall gab’s dafür unten am Becken.
Und da bin ich wieder in der Gegenwart und weiß doch
genau, was den Kindern im Sandkasten durch den Kopf
geht. „Hat da nicht sogar einer Feigling gesagt?“ Also los,
Kamera in die rechte Hand, einen Schritt nach vorn und
ab geht die Post. Die Landung sauber gestanden – Beifall
gab’s aus dem Sandkasten dafür aber nicht. Aber schön
war es trotzdem!

Ärzteversorgung
Zweitschlechtester Wert im Land

Landkreis Diepholz – Die schlechte Ärzteversorgung auf
dem Land stellt Politik und Gesellschaft seit Jahren vor
enorme Herausforderungen. Junge Nachwuchs-Medizi-
nerinnen und -Mediziner zieht es zunehmend in die
Städte. Der Landkreis Diepholz liegt auf Platz zwei bei
den am schlechtesten versorgten Regionen in Nieder-
sachsen, erklärt Detlef Haffke von der Kassenärztlichen
Vereinigung Niedersachsen (KVN) in der neuen Folge un-
seres Podcasts „Kreis und Quer“.

Neben Haffke kommt im Podcast auch die Kreisver-
waltung Diepholz zu Wort und äußert sich zur Ärztever-
sorgung im Landkreis und die Maßnahmen zur Verbes-
serung der Situation. Spannende Einblicke gibt es zu-
dem von einer Ärztin, die sich vor Kurzem im Raum Su-
lingen niedergelassen hat. Warum hat es sie im Ver-
gleich zu ihren Berufskolleginnen und -kollegen aufs
Land gezogen?

Die komplette Folge gibt es ab sofort kostenlos überall
dort, wo es Podcasts gibt.

PODCAST KREIS UND QUER
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Liebes-Rauch
Der Liebesbeweis eines Pi-
loten hat die Polizei auf
den Plan gerufen. Zeugen
meldeten am Samstag bei
Aspach ein Flugzeug mit
großer Rauchentwicklung
und einen vermeintlichen
Absturz, so die Polizei. Als
die Beamten die Hinweise
überprüften, stellte sich
heraus: Es handelte sich
nicht um einen Flugzeug-
absturz, sondern um einen
verliebten Piloten, der mit
seinem Modellflieger mit
Rauchanlage ein Herz in
die Luft „gemalt“ hatte. dpa

Bahnfahrt
statt Flug

Berlin – Durch die Streichung
innerdeutscher Flugverbin-
dungen steigt das Fahrgast-
aufkommen bei der Deut-
schen Bahn. „Immer mehr
Menschen nutzen in der ak-
tuellen Lage innerdeutsch die
Bahn statt den Flieger“, sagte
ein Bahn-Sprecher dem „Spie-
gel“. Sprinter-Züge entlang
der innerdeutschen Flugstre-
cken sind dem Bericht zufol-
ge zu 40 Prozent stärker aus-
gebucht, viele Tickets kaufen
die Airlines dabei als Ersatz
für gestrichene Flüge. Im Mai
nutzten nach Bahn-Angaben
täglich mehr als 20000 Fahr-
gäste die Sprinter. „Dies ist
ein sattes Plus von über
40 Prozent gegenüber dem
gleichen Zeitraum im Vor-Co-
rona-Jahr 2019“, so der Spre-
cher. Sprinter-Verbindungen
nach Berlin von München,
Frankfurt und aus Nordrhein-
Westfalen seien derzeit sehr
gut gebucht. dpa

10000 Teilnehmer beim Schützenausmarsch in Hannover
stadt. Zu dem nach Angaben der Stadt
größten Schützenfest der Welt werden
bis zum 10. Juni 800000 Besucher er-
wartet. FOTO: DPA

nen, Feuerwehren, Spielmannszügen
und Karnevalsgruppen zogen am Sonn-
tag auf einer dreieinhalb Kilometer
langen Strecke durch die Landeshaupt-

Winkend nimmt die 1. Bruchmeisterin
Vanessa Smorra am Ausmarsch des
Schützenfestes in Hannover teil. Rund
10000 Teilnehmer aus Schützenverei-

WETTER

Ärzte: Kassen
sollen Test zahlen
Hannover – Um Ärzte im Zuge
der Corona-Bürgertests vor
zusätzlicher Bürokratie zu
bewahren, fordern die Vorsit-
zenden der Ärztevereinigung
Marburger Bund Niedersach-
sen, Hans Martin Wollenberg
und Andreas Hammer-
schmidt, die Krankenkassen
in die Pflicht zu nehmen. An-
hand der Datensätze sowie
weiterer Kriterien soll es
nach dem Willen des Marbur-
ger Bundes den Krankenkas-
sen als Kostenträger oblie-
gen, Erstattungspflichten zu
prüfen und Bescheinigungen
auszustellen. Anhand dieser
Bescheinigungen könne der
Arzt dann die Tests
initiieren. ll

BRAUCHTUM

Es ist passiert
Afrikanische Schweinepest im Emsland ausgebrochen

nem Radius von zehn Kilome-
tern eingerichtet. In diesem
Gebiet liegen 296 Schweine-
betriebe, in denen insgesamt
rund 195000 Tiere gehalten
werden. Von den betroffenen
Betrieben in der Sperrzone
werden Stichprobenuntersu-
chungen in den Beständen
vorgenommen.

Die Sperrzone erstreckt
sich auch auf Gebiete des
angrenzenden Landkreises
Grafschaft Bentheim, allein
dort sind 70 Betriebe mit
rund 63300 Schweinen
betroffen, teilte der Land-
kreis mit. Der Ackerbau ist
nach Ministeriumsangaben
außen vor, weil der Fall im
Stall aufgetreten sei und der-
zeit keine Wildschweine be-
troffen seien.

schen ungefährlich und nicht
ansteckend.

„Es war leider nur eine Fra-
ge der Zeit, wann die Schwei-
nepest auch Niedersachsen
erreicht“, sagte Ministerin
Barbara Otte-Kinast. „Alle Ex-
perten haben seit Jahren da-
vor gewarnt. Nun ist es leider
Realität geworden“, erklärte
die CDU-Politikerin. Am
Sonntagmorgen wurde damit
begonnen, die Tiere zu töten.
„Das ist für den Tierhalter ein
ganz harter Schlag“, betonte
Otte-Kinast. Die Kontaktbe-
triebe werden recherchiert.

Die Eintragsursache war
zunächst unbekannt, auch
gibt es keine „heiße Spur“,
sagte Otte-Kinast. Um den Be-
trieb wurde für mindestens
30 Tage eine Sperrzone in ei-

Emsbüren/Hannover – Die
hochansteckende Afrikani-
sche Schweinepest hat Nie-
dersachsen erreicht. Die
Krankheit brach in einem Be-
trieb mit 280 Sauen und rund
1500 Ferkeln in Emsbüren
im Landkreis Emsland aus.
Das nationale Referenzlabor,
das Friedrich-Loeffler-Insti-
tut, bestätigte den Befund des
Landesamtes für Verbrau-
cherschutz und Lebensmit-
telsicherheit, teilte das Land-
wirtschaftsministerium am
Samstag in Hannover mit.
Dies ist nach Ministeriumsan-
gaben der erste Fall in Nieder-
sachsen. Auch in einem
Schweinemastbetrieb in
Brandenburg wurde die Tier-
seuche nachgewiesen. Die
Schweinepest ist für Men-

Morgens Mittags Abends
14° 23° 20°

Almauftrieb im Harz
Braunlage – Das Rote Harzer Höhenvieh ist am Samstag
in Braunlage feierlich auf Almwiesen getrieben worden.
Der rund halbstündige Aufmarsch führte das Dutzend
Tiere zum Hexenritt-Gelände südöstlich der Wurmberg-
spitze. Kuhhirten zu Fuß und auf Pferden führten die
Gruppe in flottem Tempo an, begleitet wurden sie von
etwa 300 Schaulustigen. dpa

„Energiearmut“
Jeder Vierte in Deutschland
musste nach Berechnungen
des arbeitgebernahen Insti-
tuts IW im Mai mehr als zehn
Prozent des Haushaltsnetto-
einkommens für Energie auf-
wenden. Im vergangenen
Jahr waren es nur 14,5 Pro-
zent der Haushalte. „Die Ge-
fahr für Energiearmut ist
enorm gestiegen“, sagte IW-
Ökonom Ralph Henger. dpa

Geld gegen die Gaskrise
Regierung will mit Staatshilfen Preisexplosion verhindern

Berlin – Die Sorge vor einem
möglichen Totalausfall von
russischen Gaslieferungen
wächst. Die Folgen könnten
drastisch sein. Die Bundesre-
gierung will notfalls tief in
den Geldtopf greifen, um ei-
ne Eskalation zu verhindern.

Die Lage
Der staatliche russische Ener-
giekonzern Gazprom hat die
Gaslieferungen über die Pipe-
line Nord Stream 1 nach
Deutschland um 60 Prozent
gedrosselt. In ein paar Tagen
starten die jährlichen War-
tungsarbeiten an der Pipe-
line. In der Regel fließt dann
für zehn Tage kein Gas. Die
Befürchtung ist nun, dass
Russland diesmal den Gas-
hahn nicht wieder aufdreht.

Bundeswirtschaftsminis-
ter Robert Habeck (Grüne)
sagte, bei einigen Stadtwer-
ken könne es zu einer „Preis-
explosion“ kommen. Dies
könne eintreten, wenn Russ-
land kein Gas mehr über
Nord Stream liefert und der
Bund es großen Versorgern
wie Uniper erlaubt, die Preise
an ihre Kunden wie etwa
Stadtwerke weiterzugeben.
Unternehmen, die sehr viel
russisches Gas eingeführt

hätten, „haben ein echtes
Problem“, sagte Habeck, der
am 23. Juni die zweite Krisen-
stufe im Notfallplan Gas aus-
gerufen hatte. Sie müssten ih-
re Lieferverträge erfüllen und
viel teurer Gas woanders ein-
kaufen.

Energiesparen
Habeck setzt beim Gassparen
zunächst weiter auf Freiwil-
ligkeit. Netzagentur-Chef
Klaus Müller rief derweil zu
größeren Anstrengungen
beim Energiesparen auf. Er
appellierte an alle Haus- und
Wohnungsbesitzer, ihre Gas-
brennwertkessel und Heiz-
körper rasch zu überprüfen

und effizient einstellen zu
lassen. „Eine Wartung kann
den Gasverbrauch um zehn
bis 15 Prozent senken“, sagte
der Behördenchef. „Das muss
jetzt passieren und nicht erst
im Herbst.“ Mit Blick auf die
Gaspreise sagte Müller: „Viele
Verbraucher werden scho-
ckiert sein, wenn sie Post von
ihrem Energieversorger be-
kommen.“ Es sei „eine Ver-
dreifachung drin“.

Staatshilfen
Die Bundesregierung will ei-
ne Preisexplosion verhin-
dern. Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) stellte am Sonn-
tag staatliche Stützungsmaß-

nahmen für in Not geratene
Gasversorger in Aussicht.
Scholz sagte im ARD-Som-
merinterview auf die Frage,
ob beim Ausbleiben der Gas-
lieferungen aus Russland
eher Gasversorgern oder Ver-
brauchern geholfen werden
solle: „Ich glaube, dass es
wichtig ist, dass man auf bei-
den Feldern aktiv ist.“ Staatli-
che Kredite an Versorger trü-
gen bereits dazu bei, „dass die
Preise noch nicht durchge-
schlagen sind“.

Zudem arbeitet die Bundes-
regierung an einem Umlage-
system für alle Gaskunden,
um Lasten gleichmäßiger zu
verteilen. dpa/afp » POLITIK
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Beats und Gitarren gegen Rechts
Weyhe – Nach der Corona-Pause hat sich das „Aufmu-
cken gegen Rechts“-Festival zurückgemeldet. Vor dem
Headliner, den Indierockern Kettcar, haben am Samstag
etwa die Hiphopper von Neonschwarz oder die Ska-
Punkband 100 Kilo Herz bereits für Partystimmung und
politische Botschaften gesorgt. » WEYHE

Ein starker Jahrgang
Syke – Am Freitagabend hat das Gymnasium Syke seinen
Abiturjahrgang 2022 feierlich verabschiedet. 78 Schüle-
rinnen und Schüler nahmen ihre Abschlusszeugnisse
entgegen, von denen ein Drittel eine Eins vor dem Kom-
ma stehen hatte – trotz etlicher Widrigkeiten wie der
Corona-Pandemie oder der Umstellung zurück auf G9.

» SYKE/BASSUM/TWISTRINGEN

LOKALES

Phantomschüler
Landkreis Diepholz – Eine neue Masche von Sozialbetrug
ermöglicht es EU-Ausländern, Sozialleistungen des Staa-
tes abzugreifen, indem sie ihre Kinder an einer Schule
anmelden – ohne jedoch die Absicht zu haben, diese zur
Schule zu schicken. Auch im Landkreis Diepholz gibt es
vereinzelte Fälle. » KREIS UND REGION

IM BLICKPUNKT

Boris Johnson erneut unter Druck
London – Nach Vorwürfen der sexuellen Nötigung gegen
einen konservativen Abgeordneten steht der britische
Premierminister Boris Johnson wieder einmal unter
Druck. Dem 58-Jährigen wird vorgeworfen, den Abge-
ordneten Christopher Pincher trotz einschlägiger Vor-
würfe zu einem „Einpeitscher“ (Whip) der Fraktion er-
nannt zu haben. » HINTERGRUND

Tote bei Gletscherbruch
Bozen – Bei einem Gletscherbruch auf der Marmolata
in den norditalienischen Dolomiten sind mehrere Men-
schen ums Leben gekommen. Das teilte die Rettungsleit-
stelle der Region Venetien am Sonntag mit. Von der
Lawine aus Eis, Schnee und Fels wurden darüber hinaus-
mehrere Menschen verletzt, nach weiteren wurde
gesucht, hieß es. » BLICK IN DIE WELT

4 190433 401508

1 0 0 2 7

Zustellung:
(0800) 42 42 580

Exklusives Boden- und Treppenstufendesign
Kostenlose Beratung vom Fachmann vor Ort
	 •	pflegeleicht,	robust	und 
	 	 strapazierfähig
	 •	schallschluckend	und 
	 	 antistatisch
	 •	wir	verlegen	staubfrei, 
	 	 ohne	Stemm-	und 
	 	 Abrissarbeiten

Besuchen Sie unsere Ausstellung:
mittwochs 7.30 - 12.30 Uhr und 
13.30 - 16.30 Uhr
samstags 10.00 - 15.00 Uhr oder 
nach Vereinbarung

0 42 41
80 49 149

Natursteinteppich · Treppenrenovierung
Malerarbeiten

Bahnhofstraße 42-44 · 27211 Bassum
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GEWINNZAHLEN

Lotto
7 - 8 - 9 - 20 - 37 - 45
Superzahl: 7
Spiel 77
8 4 1 8 4 2 3
Super 6
8 6 3 2 1 8
Eurojackpot
4 - 10 - 24 - 34 - 35
Eurozahlen: 7 - 8

GEWINNQUOTEN

Euro-Jackpot
Gewinnklasse
1: unbesetzt
2: 4 x 501 827,90 EUR
3: 4 x 283 007,60 EUR
4: 23 x 8 118,50 EUR
5: 664 x 351, 50 EUR
6: 1 689 x 152,00 EUR
7: 1 332 x 140,10 EUR
8: 24 600 x 24,10 EUR
9:  35 032 x 19,10 EUR
10:  65 606 x 19,10 EUR
11: 133 136 x 11,80 EUR
12:  532 782 x 8,80 EUR

GLÜCKSSPIRALE

Wochenziehung
Endziffer EUR
1 gewinnt 10,00
43 gewinnt 25,00
611 gewinnt 100,00
8 128 gewinnt 1000,00
12 092 gewinnt 10000,00
504 761 gewinnt100000,00
492 951 gewinnt100000,00

Prämienziehung
Los-Nr. 6 927 304
gewinnt 10000 EUR
monatlich 20 Jahre lang.

AKTION MENSCH

Sofortgewinn
Gewinnzahl: 8367900
Kombigewinn
Gewinnzahl: 3894076
Dauergewinn
Gewinnzahl: 2209304
Zusatzspiel
Gewinnzahl: 00649

(Angaben ohne Gewähr)

Fracking als Lösung?
In Niedersachsen schlummern Gasreserven / Lies will sie unangetastet lassen

kussion über alle denkbaren
Optionen, auch über das Fra-
cking. Wenn Minister Lies
sich dem verweigert, wird er
seiner Verantwortung nicht
gerecht“, sagt Fraktionschef
Stefan Birkner in einem Ge-
spräch mit unserer Redakti-
on und ergänzt: „Solange wir
beispielsweise Flüssiggas im-
portieren, von dem wir nicht
genau wissen, unter welchen
Bedingungen es gefördert
wird, haben wir meines Er-
achtens die Verantwortung,
heimische Fördermöglichkei-
ten zumindest ernsthaft zu
prüfen.“

te über Fracking führen, ist
das ein genau gegensätzli-
ches Zeichen.“ Und aufgrund
der langen Genehmigungs-
phasen würde Fracking laut
Lies „aktuell ohnehin heute
nicht dazu beitragen, Abhän-
gigkeiten bei der Gasversor-
gung zu verringern“.

Gibt es auch
Fracking-Befürworter?

Zumindest die FDP im Land-
tag von Niedersachsen for-
dert, Fracking in Zukunft
nicht mehr kategorisch aus-
zuschließen. „Wir brauchen
eine offene und ehrliche Dis-

daktion betont der Minister:
„Wir haben in Niedersachsen
entschieden, dass wir von
den Möglichkeiten, die der
Bund in Sachen Fracking er-
öffnet, keinen Gebrauch ma-
chen wollen. Hier hat sich un-
sere klare Haltung nicht ver-
ändert. Die Schiefergasförde-
rung würde aus meiner Sicht
auch ein völlig falsches Sig-
nal senden.“ Abgesehen da-
von, dass Fracking „schon aus
Sicht des Gewässerschutzes
falsch“ sei, „wollen wir raus
aus dem fossilen Gas“, argu-
mentiert Lies und fügt hinzu:
„Wenn wir heute eine Debat-

cking-Chemikalien, Methan
und Lagerstättenwasser. „Die
Chemikalien der in der Ver-
gangenheit in Deutschland
eingesetzten Fracking-Gemi-
sche hatten zum Teil hohe
human- und ökotoxikologi-
sche Gefährdungspotenziale.
Heute dürfen nur noch Fra-
cking-Gemische zum Einsatz
kommen, die nicht oder ma-
ximal schwach wassergefähr-
dend sind“, heißt es vom
BMUV.

Warum lehnt Lies
Fracking ab?

Im Interview mit unserer Re-

VON LARS LAUE

Hannover – Deutschland will
unabhängig von russischem
Erdgas werden und hat selbst
enorme Gas-Reserven. Diese
allerdings ließen sich nur
durch Fracking fördern. Doch
das Verfahren ist umstritten
und politisch zumindest in
Niedersachsen nicht gewollt.
Wie groß ist das Potenzial,
wie lange würde es reichen
und welche Bedenken gibt
es? Eine Übersicht.

Wie viel Erdgas
ließe sich fördern?

Die Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstof-
fe (BGR) schätzt, dass es in
Deutschland bis zu 2300 Mil-
liarden Kubikmeter tech-
nisch erschließbares Erdgas
aus Schiefergesteinen gibt,
das sich durch Fracking för-
dern ließe. Laut Niedersach-
sens Umweltminister Olaf
Lies liegt der Großteil davon
in Niedersachsen. Der SPD-
Politiker lehnt Fracking aber
ab.

Wie lange würde das
Gas reichen?

Das Landesamt für Bergbau,
Energie und Geologie (LBEG)
geht davon aus, dass sich et-
wa 800 bis 900 der insgesamt
2300 Milliarden Kubikmeter
tatsächlich so fördern ließen,
dass es am Ende auch noch
wirtschaftlich darstellbar wä-
re. Ganz Deutschland hat ei-
nen jährlichen Gasverbrauch
von gut 90 Milliarden Kubik-
metern, sodass dieses aus
dem Schiefergestein heraus-
gepresste Gas für etwa zehn
Jahre reichen würde.

Warum ist Fracking
so umstritten?

Beim Fracking wird das Ge-
stein hydraulisch aufgebro-
chen, das heißt, über Bohrun-
gen wird mit hohem hydrau-
lischen Druck eine Flüssig-
keit (Wasser-Sand-Chemika-
lien-Gemisch) eingepresst,
um Risse im Gestein zu er-
zeugen oder bestehende Ris-
se zu weiten. Nach Angaben
des Bundesumweltministeri-
ums (BMUV) bestehen außer-
dem nicht unerhebliche Risi-
ken für oberflächennahes
Grundwasser durch einen
möglichen Eintrag von Fra-

Nein zum Fracking: Eine Haltung, die sich in Niedersachsen einer Mehrheit erfreut – auch in Zeiten einer drohenden
Gasknappheit. FOTO: DPA

Hannover – In Niedersachsen
haben die Impfungen gegen
Affenpocken begonnen. Das
Gesundheitsministerium in
Hannover teilte mit, dass in
HIV-Schwerpunktpraxen
geimpft wird. Dies hätten
Bund und Länder verein-
bart. Die Ärztinnen und Ärz-
te in diesen Praxen sind auf
die Behandlung von HIV-in-
fizierten beziehungsweise
an Aids erkrankten Patien-
ten spezialisiert.

Bis Freitag waren dem
Niedersächsischen Landes-
gesundheitsamt (NLGA)
18 PCR-bestätigte Fälle
von Affenpocken-Infektio-
nen übermittelt worden. Al-
le betroffenen Personen im
Alter zwischen 18 und 65
Jahren seien männlich, sag-
te ein Ministeriumsspre-
cher. Der Altersdurch-
schnitt liege bei 39 Jahren.

Registriert wurden bis
Donnerstag fünf Affenpo-
cken-Patienten in der Regi-
on Hannover sowie zwei Be-
troffene in der Stadt Braun-
schweig. Jeweils einen Infi-
zierten gab es in der Stadt
Osnabrück sowie in den
Landkreisen Diepholz, Göt-
tingen, Hameln, Hildes-
heim, Northeim, Osnabrück
und Schaumburg.

Die Ständige Impfkom-
mission empfiehlt den
Pockenimpstoff Imvanex
für gefährdete Personen.
Dazu zählen Erwachsene,
die Kontakt zu Infizierten
hatten, sowie Männer, die
gleichgeschlechtliche sexu-
elle Kontakte mit wechseln-
den Partnern haben. Die
Experten im Landesgesund-
heitsamt gehen davon aus,
dass weitere Meldefälle hin-
zukommen werden. dpa

Affenpocken:
Start der
Impfungen

Tonne denkt über Test-Woche nach
Angesichts hoher Infektionszahlen blickt der Kultusminister schon jetzt auf den Schulstart

dass Kinder aus der Ukraine
in Niedersachsen in einer Ki-
ta aufgenommen werden
können.

Man befinde sich in Gesprä-
chen, wie es nach dem Juli
weitergehe, sagte der Minis-
ter. Mit einer Entscheidung
sei innerhalb der kommen-
den Wochen zu rechnen. Bis
Ende der Woche waren nach
Angaben des Ministeriums
rund 1350 Kinder aus der
Ukraine in niedersächsischen
Kitas angemeldet.

„Die Debatte fokussiert
sich sehr auf die sogenannte
plus-eins-Regelung“, sagte
Tonne. „Wir haben aber ei-
nen ganzen Instrumenten-
koffer an die Hand gegeben
bei der Frage, wie mit zusätz-
lichen Kindern umgegangen
werden kann. Zum Beispiel
haben wird bei den Raum-
standards flexibilisiert.“

Tonne betonte, auch in
Schulen bedeute die Integra-
tion eine große Kraftanstren-
gung: „Das kriegt man aber
nicht mal eben so hin, wir
sprechen aktuell über
15000 Kinder.“ Man habe zu-
sätzliche Fachkräfte aus der
Ukraine, pensionierte Lehrer
und Studierende in die Schu-
len geholt und mache dies
laufend weiter. dpa

erteile ich eine klare Absage.“
In einer Notsituation müsse
man flexibel handeln kön-
nen. Aber eine Notsituation
sei keine dauerhafte Lage.

Wegen des russischen An-
griffskriegs auf die Ukraine
wurden Kita-Standards bis zu-
nächst Ende Juli gesenkt. Da-
mit kann etwa ein Kind mehr
pro Kita-Gruppe betreut wer-
den. Dies soll erleichtern,

nister. Es gehe aber um die
Möglichkeit, nötigenfalls
überhaupt handeln zu kön-
nen – um die Schulen offen
zu halten, sollte die Corona-
Lage sich wieder deutlich
verschärfen.

Eine dauerhafte Erhöhung
der Kita-Gruppengröße stößt
bei Tonne auf Ablehnung:
„Einer dauerhaften Verände-
rung bei der Gruppengröße

te Tonne. Eine Corona-Test-
pflicht gibt es bereits seit
mehreren Wochen nicht
mehr an den Schulen, wie
auch eine Maskenpflicht.
Zwischenzeitlich gab es eine
tägliche Testpflicht in Nieder-
sachsen. Die Corona-Infekti-
onszahlen stiegen zuletzt
auch in den Schulen deutlich
an.

„Grundsätzlich will ich so
wenig Einschränkungen und
Belastungen für die Schüle-
rinnen und Schüler wie mög-
lich. Wir müssen aber wis-
sen, mit was für einem Virus
haben wir es zu tun“, sagte
Tonne. Ob man dann reagie-
ren müsse, müssten die Ge-
sundheitsexperten beantwor-
ten. „Einen Rechtsrahmen
kann ich nicht vorgeben,
aber wir müssen ihn gegebe-
nenfalls ausfüllen. Auf Testen
und Masken wären wir vorbe-
reitet.“ Er appellierte an den
Bund, einen klaren Rechts-
rahmen für das neue Schul-
jahr vorzugeben.

„Beim Thema Masken-
pflicht habe ich nach der der-
zeitigen Rechtsgrundlage de-
finitiv keine Chance. Ich will
auch gar nicht die Masken-
pflicht herbeireden, ich will
natürlich Schule ohne Ein-
schränkungen“, sagte der Mi-

Hannover – Zu Beginn des neu-
en Schuljahres hält Nieder-
sachsens Kultusminister
Grant Hendrik Tonne eine
Woche mit Corona-Tests für
möglich. „Dass wir wieder
mit einer Testwoche hinein-
gehen und danach auf Basis
freiwilliger Testungen weiter-
machen, ist ein denkbares
Modell“, sagte der SPD-Politi-
ker in Hannover.

„Aufgrund der kürzeren
Zeit einer Infektion würden
wir, glaube ich, jetzt nicht
mehr zwei Wochen ausge-
ben, sondern eine Woche sa-
gen, dann hat man es rausge-
funden, ob man eine Infekti-
on hat aus den Sommerferien
oder nicht.“

Vor den Sommerferien sol-
len Schüler demnach Tests
mit nach Hause nehmen kön-
nen, entsprechende Bestel-
lungen liefen. Man wolle ih-
nen auf jeden Fall etwas an
die Hand geben, damit sie
nach den Ferien sicher zur
Schule gehen können – unab-
hängig davon, ob mit Test-
pflicht oder auf freiwilliger
Basis. Wie Corona-Regeln zu
Beginn des neuen Schuljah-
res ab Ende August konkret
aussehen, ist noch nicht be-
schlossen. „Wir werden auf
alles vorbereitet sein“, beton-

Schule ohne Einschränkungen: Das ist das erklärte Ziel von
Kultusmininster Grant Hendrik Tonne (SPD). FOTO: DPA

AfD wählt
Spitzenkandidat

für Landtagswahl
Dötlingen – Die niedersächsi-
sche AfD hat den Gifhorner
Arzt Stefan Marzischewski-
Drewes zum Spitzenkandida-
ten für die Landtagswahl im
Oktober gewählt. Die 107 De-
legierten der Aufstellungsver-
sammlung in Dötlingen im
Landkreis Oldenburg be-
stimmten am Samstag mit
großer Mehrheit, dass der
56-Jährige die Landesliste an-
führen soll. In seiner Rede
kritisierte er das Bildungssys-
tem und forderte die Abschaf-
fung der Straßenausbaubei-
träge.

„Stefan Marzischewski ist
Niedersachse durch und
durch. Er kommt mitten aus
dem Berufsleben und weiß
um die Probleme und Sorgen
der Bürger – auch und gerade
um die der Menschen im
ländlichen Raum“, sagte
Frank Rinck, der erst Ende
Mai zum neuen Landesvorsit-
zenden gewählt worden war.
Er trat nicht an, weil er be-
reits ein Bundestagsmandat
hat. Als Nummer zwei der
Landesliste wurde Landesvize
Ansgar Schledde bestimmt.
Der 44 Jahre alte Bauunter-
nehmer und Maurermeister
ging in seiner Bewerbungsre-
de unter anderem auf die
Energiewende ein – und
sprach sich für die Kernkraft
aus.

Mehrere Hundert Polizis-
ten sicherten den Veranstal-
tungsort. Ohne Einladung
konnte niemand das Gelände
betreten. Mehr als 100 Men-
schen hatten sich davor zu ei-
ner friedlichen Kundgebung
versammelt. Die Aufstel-
lungsversammlung sollte am
Sonntag fortgesetzt werden –
und auch am kommenden
Wochenende. In den jüngs-
ten Umfragen lag die AfD bei
sechs bis sieben Prozent – da-
mit würde sie wieder in Frak-
tionsstärke in den nieder-
sächsischen Landtag einzie-
hen. Die bisherige AfD-Frakti-
on war 2020 aufgelöst wor-
den, nachdem drei der neun
Mitglieder wegen eines Füh-
rungsstreits ausgetreten wa-
ren. Die Mindestgröße für
eine Fraktion wurde damit
unterschritten. dpa

Würgeschlange
auf Spielplatz

Jesteburg – Die Polizei hat auf
einem Spielplatz in Jeste-
burg bei Hamburg eine Wür-
geschlange eingefangen. An-
wohner hatten die weiße
Kornnatter am Sonntagmor-
gen entdeckt und die Beam-
ten alarmiert, sagte ein Poli-
zeisprecher. Mit einem Ha-
ken beförderten sie das rund
1,20 Meter lange Tier in eine
Tüte. Anschließend überga-
ben sie es dem Tierpark Ha-
genbeck in Hamburg. Den
ersten Erkenntnissen der Po-
lizei nach handelte es sich bei
der Kornnatter um ein ausge-
brochenes Haustier. Die
Schlange sei alleine in der
einheimischen Umgebung
nicht überlebensfähig. dpa

Uneingeladen
auf den Abi-Ball

Einbeck – 15 Jugendliche und
junge Erwachsene haben in
der Nacht zum Samstag in
Einbeck bei Göttingen einen
Abi-Ball zu sprengen versucht
– und sich eine Schlägerei
mit dem Sicherheitsdienst
geleistet. Die Gruppe wollte
in die Mehrzweckhalle gelan-
gen, allerdings hatten nur an-
gemeldete Schülerinnen und
Schüler sowie eingeladene El-
tern Zutritt gehabt, teilte die
Polizei mit. Es kam zum
Streit, schließlich griff die
Gruppe den Sicherheits-
dienst an und bewarf die Mit-
arbeiter mit Stühlen. dpa

Seit mehr als zehn Jahren kein Fracking in Niedersachsen mehr
men sind gerade einmal gut zwei Dut-
zend bekannt. Am 27. Juli 2011 gab es
an der Bohrung Buchhorst T12 bei Sulin-
gen (Landkreis Diepholz) die bis heute
letzte Fracking-Maßnahme in Nieder-
sachsen. Der bundesweit letzte Frac
ging im Jahr 2014 in Mecklenburg-Vor-
pommern über die Bühne. ll

Deutschland. Rund 95 Prozent des in
Deutschland geförderten Erdgases
stammt aus Lagerstätten, die in Nieder-
sachsen liegen.

Zwischen 1961 und 2011 hatte es ins-
gesamt 350 registrierte Fracking-Maß-
nahmen in Niedersachsen gegeben. Aus
den restlichen 15 Bundesländern zusam-

In den vergangenen mehr als zehn Jah-
ren hat es in Niedersachsen keine Fra-
cking-Maßnahme mehr gegeben –
nachdem in den fünf Jahrzehnten zuvor
diese Methode bei der Erdgasförderung
immer wieder angewendet worden
war. Niedersachsen ist das mit Abstand
wichtigste Erdgasfördergebiet in
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Konzertierte Aktion startet
Löhne und Sozialleistungen
können nachhaltig den Scha-
den für Menschen mit mittle-
ren und geringen Einkom-
men kompensieren.“ Dane-
ben sei der beste Weg im Um-
gang mit der Inflation eine
steuerliche Entlastung und
höhere soziale Leistungen für
Menschen mit mittleren und
geringen Einkommen, sagte
Fratzscher.

Klimageld
Auch andere mögliche Instru-
mente sollen bei der Konzer-
tierten Aktion auf den Tisch
kommen. Dazu zähle das von
Arbeitsminister Hubertus
Heil (SPD) vorgeschlagene so-
ziale Klimageld. Heil will ein-
mal im Jahr so ein Klimageld
für Alleinstehende, die weni-
ger als 4000 Euro brutto im
Monat verdienen, und für
Verheiratete mit zusammen
weniger als 8000 Euro.

Mehrwertsteuer
Der CDU-Sozialflügel forderte
hingegen: „Die Mehrwert-
steuer auf Grundnahrungs-
mittel, die um bis zu 40 Pro-
zent teurer geworden sind,
muss vorübergehend redu-
ziert werden.“ Eine Tüte
Chips dürfe nicht billiger sein
als ein Möhrensaft, zitieren
die Zeitungen der Funke-Me-
diengruppe ein Papier des Ar-
beitnehmerflügels CDA. dpa

lung der Unternehmen an die
Beschäftigten und im Gegen-
zug Lohnzurückhaltung bei
den Gewerkschaften wolle.
„Wir haben uns natürlich Ge-
danken gemacht, wie wir Ak-
tivitäten von Gewerkschaften
unterstützen können, gerade
wenn die Preise im nächsten
Jahr steigen. Aber niemand
schlägt vor, dass deshalb die
eigentlichen Lohnerhöhun-
gen ausbleiben sollen.“

Beitrag der Reichsten
Die Grünen im Bundestag
forderten, dass auch den
Reichsten in der Gesellschaft
ein Beitrag abgefordert wird.
„Die Konzertierte Aktion
muss das Signal aussenden,
dass die Lage verdammt ernst
ist und wir handeln müssen“,
sagte Fraktionsvize Andreas
Audretsch. „Alle müssen sich
nun die Frage stellen, wie sie
einen Beitrag leisten können.
Das gilt vor allem für die, die
sehr viel haben, für die
Reichsten.“ Menschen mit
kleinen und mittleren Ein-
kommen und Renten müss-
ten dagegen die Gewissheit
haben, sicher über den Win-
ter zu kommen.

Höhere Löhne
Der Präsident des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW), Marcel Fratz-
scher, sagte: „Nur höhere

tungen aus. Der Kanzler rea-
gierte zurückhaltend. Scholz
verwies auf die bisherigen
Entlastungsmaßnahmen in
Höhe von 30 Milliarden Euro.
„Gerade in diesem Augen-
blick werden alle diese Maß-
nahmen ausgerollt“, sagte er.
„Das wird jetzt nicht gehen,
indem man ein 30-Milliarden-
Euro-Paket beschließt (...) und
dann diskutieren wir schon
wieder die nächsten.“ Die
größte Herausforderung
komme erst im nächsten
Jahr. „Für dieses Jahr sagen
fast alle, die nachgerechnet
haben, dass wir bei den unte-
ren und mittleren Einkom-
men ungefähr 90 Prozent der
Preissteigerungen durch die
vielen Maßnahmen, die wir
ergriffen haben, aufgefangen
haben.“

Einmalzahlung
Scholz wies Berichte als „eine
freie Erfindung“ zurück,
nach denen er eine steuer-
und abgabenfreie Einmalzah-

Gas, Benzin, Lebensmittel
und andere Waren werden
immer teurer. Was tun ge-
gen die Inflation? Kurz vor
dem Start der Konzertier-
ten Aktion von Bundes-
kanzler Olaf Scholz dämpft
der Gastgeber die Erwar-
tungen.

Berlin – Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) will den „sozia-
len Sprengstoff“ steigender
Preise im Schulterschluss mit
den Sozialpartnern in
Deutschland entschärfen.
Forderungen nach raschen
weiteren Entlastungen für
die Menschen in Deutschland
erteilte Scholz kurz vor dem
Start der Konzertierten Akti-
on an diesem Montag aber ei-
ne Absage. Unmittelbare Er-
gebnisse werde der Dialog
mit Gewerkschaften, Arbeit-
gebern, Wissenschaftlern
und Bundesbank nicht ha-
ben, sagte Scholz in der ARD.
Aufgesetzt werde ein Prozess.
„Es werden sich in Deutsch-
land wieder alle unterhaken,
die Sozialpartner, der Staat.“

Entlastungspaket
Bundespräsident Frank-Wal-
ter Steinmeier sprach sich im
ZDF angesichts der enormen
Preissteigerungen in vielen
Bereichen für weitere Entlas-

Olaf Scholz (SPD)
Bundeskanzler

KOMMENTAR ZUR PERSON

Nancy Faeser (51, SPD), Bun-
desinnenministerin, gibt
der einst auf Drängen der
CSU geschaffenen „Hei-
mat“-Abteilung in ihrem
Haus eine neue Ausrich-
tung. Sie habe die unter ih-
rem Vorgänger Horst Seeho-
fer (CSU) eingerichtete Ab-
teilung „umgebaut und ver-
stärkt“, berichtete sie. „Ich
habe aus der Heimat-Abtei-
lung eine Abteilung ge-
macht zur Stärkung unserer
Demokratie, zur Prävention
gegen jede Form von Extre-
mismus und für den gesell-
schaftlichen Zusammen-
halt.“ Bei ihrem Amtsantritt
hatte Faeser die Bekämp-
fung des Rechtsextremis-
mus als Priorität genannt.
„Ich habe aber auch andere
Formen des Extremismus
erlebt“, sagte die frühere
hessische Landtagsabgeord-
nete. Bei den Aktionen ge-
gen den Autobahnbau im
Dannenröder Forst in Hes-
sen habe sie sich beispiels-
weise „sehr scharf gegen
den gewalttätigen Linksex-
tremismus gewandt“. Auch
der islamistische Terroris-
mus beschäftige sie sehr.dpa

Lindners Haushaltspolitik

Sprengstoff für
den Herbst
VON MIKE SCHIER

Die jüngere Vergangenheit war für konservative Haus-
hälter keine leichte Zeit. Erst Corona, jetzt die Folgen des
Ukraine-Kriegs – der Staat warf mit Milliarden für unver-
schuldet in Not geratene Unternehmen und Bürger nur
so um sich. 53 Milliarden gingen allein für Impfstoffe,
Masken und Tests drauf. Insofern ist es verständlich (und
richtig), dass Finanzminister Christian Lindner wieder
an die Schuldenbremse erinnert und auf größere Diszip-
lin pocht. Es wurde schon genug getrickst, als die Kredit-
ermächtigungen für die Pandemiebekämpfung im Kli-
ma- und Energiefonds landeten und für die Aufrüstung
der Bundeswehr ein „Sondervermögen“ geschaffen wur-
de.
Und doch birgt die Absolutheit, mit der der Finanzminis-
ter auf die Schuldenbremse pocht, gewaltiges Konflikt-
potenzial. Vielleicht nicht jetzt, da die Sommerpause an-
steht. Aber im Herbst könnte der Koalition eine enorme
Belastungsprobe drohen. Die Gas-Frage birgt gesell-
schaftliche Sprengkraft, womöglich brauchen Unter-
nehmer wie Bürger dann neuerliche Hilfen. Und im Ko-
alitionsvertrag schlummern noch Vereinbarungen, die
zwar schön, aber teuer sind: Bürgergeld (als Ersatz für
Hartz IV), Kindergrundsicherung oder Aktienrente.
In der Ampel gab es von Anfang an sehr unterschiedli-
che Vorstellungen zur Haushaltspolitik, die sich heute
potenzieren: SPD und Grüne würden lieber mehr vertei-
len, zur Not dank höherer Steuern. Die FDP hält dage-
gen. Mehrfach mussten die Liberalen schon über ihren
Schatten springen – doch die schlechten Ergebnisse bei
den Landtagswahlen erhöhen den Druck, hart zu blei-
ben. So wie in der Coronapolitik. Bei beiden Themen
geht die FDP das Risiko ein, im Herbst als Blockierer da-
zustehen.

Aussichten

Argentinischer Folterer aus Militärdiktatur mit 93 Jahren gestorben
chenende im Alter von 93
Jahren in einem Kranken-
haus in der Provinz Buenos
Aires. Dies berichtete die Zei-
tung „La Nación“. Als stellver-
tretender Polizeichef der Pro-

vinz Buenos Aires rund um
die Hauptstadt leitete Etche-
colatz 21 Geheimgefängnis-
se. Er war auch für die Ent-
führung und Folterung von
zehn Schülern 1976 verant-

wortlich. Wegen Mordes, Ent-
führung und Folter in zahlrei-
chen Fällen wurde er mehr-
mals zu lebenslanger Haft
verurteilt, die er dann aber
teils in Hausarrest verbüßte.

2006 – also lange nach En-
de der Diktatur – soll er in das
Verschwinden eines Belas-
tungszeugen in einem Pro-
zess gegen ihn verwickelt ge-
wesen sein. dpa

lizeioffizier Miguel Etcheco-
latz, der in dem südamerika-
nischen Land wegen Verbre-
chen gegen die Menschlich-
keit zu lebenslanger Haft ver-
urteilt wurde, starb am Wo-

Buenos Aires – Fast 40 Jahre
nach Argentiniens Rückkehr
zur Demokratie ist einer der
bekanntesten Folterer aus
der Zeit der Militärdiktatur
gestorben. Der ehemalige Po-

Wahlrechts-Reform

Die Quittung
fürs Nichtstun
VON CHRISTIAN DEUTSCHLÄNDER

Was für ein böses Erwachen für die Union! Nach vielen
Jahren der bewussten Bummelei beim überfälligen Ver-
kleinern des Bläh-Bundestags, betrieben von allen Par-
teien, findet sich plötzlich eine Mehrheit für eine Lö-
sung. SPD, Grüne und FDP planen ein neues Wahlrecht,
das eine strikte Obergrenze bei den gesetzlich vorgese-
henen 598 Sitzen hat. Das Ziel ist gut und richtig, der
Weg dahin aber schlecht. Denn Teil der Lösung soll sein,
nicht mehr alle direkt gewählten Abgeordneten ins Par-
lament einziehen zu lassen – das wäre extrem undemo-
kratisch.
Abgeordnete, die ihren Wahlkreis direkt gewinnen, ver-
treten ihre Region. Was das Parlament (viel!) weniger
braucht, sind jene Abgeordnete, die über starre, von Par-
teien ausgeschacherte Listen reingespült werden. Hinzu
kommt: Der Ampel-Vorschlag stinkt faulig, weil er be-
wusst darauf angelegt ist, dass die Union, vor allem die
CSU, Direktmandate verliert. Das wäre ein Missbrauch
des Wahlrechts für Parteipolitik – kleingeistig.
Wer wirklich will, findet bessere Lösungen, es waren ja
auch locker zehn Jahre Zeit zum Nachdenken. Zum Pro-
blem gehört leider, dass die Union zu Kompromissen
nicht mehr viel beitragen kann. Sie hat sich verzockt im
Glauben, es werde sich auf ewig keine Mehrheit für ein
neues Wahlrecht gegen sie finden.

IM BLICKPUNKT

Kritik am Etat
DGB: Entwurf realitätsfern

Berlin – DGB-Chefin Yasmin Fahimi hält den von Bundes-
finanzminister Christian Lindner (FDP) vorgelegten Ent-
wurf für den Bundeshaushalt 2023 für realitätsfern.
„Diese Finanzplanung ist ähnlich realistisch wie der
Traum vom Perpetuum mobile“, sagte die Vorsitzende
des Deutschen Gewerkschaftsbundes der „Bild am Sonn-
tag“. Das Land sei mitten in einer Krise, die drohe, in ei-
ne Rezession zu führen. In einer Rezession spare man
nicht. Vielmehr müsse der Staat investieren und die So-
zialsysteme sichern. Finanzminister Lindner hatte den
Etatentwurf am Freitag vorlegt. Nach drei Ausnahmejah-
ren soll die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse
wieder eingehalten werden. „Wir können uns zusätzli-
che Schulden schlicht nicht leisten“, hatte der FDP-Chef
gesagt. dpa » KOMMENTAR

Wahlrechtsreform nimmt Gestalt an
Ampel-Koalition will Parlament auf Normalgröße schrumpfen lassen

Wahlrechtskommission sitzt.
„Deshalb achten wir mit un-
serem Modell sehr darauf,
dass alle Parteien prozentual
gleich viele Sitze im Bundes-
tag einbüßen und niemand
benachteiligt wird.“ Trotz-
dem sollen alle 299 Wahlkrei-
se weiter eine Vertretung im
Bundestag haben, berichtete
das Portal aus dem Beschluss-
papier der „Ampel“.

Die Parteien legen sich
aber noch nicht darauf fest,
wie genau das Mandat ver-
teilt wird, wenn der eigentli-
che Direktkandidat keine
Zweitstimmendeckung hat.
Die Union hält den Vorschlag
für verfassungswidrig. afp

» KOMMENTAR

Zweitstimmen wiederherzu-
stellen. Das führte dazu, dass
im aktuellen Bundestag 736
Abgeordnete sitzen. „Wir
wollen sicherstellen, dass der
Bundestag die Regelgröße auf
faire Art und Weise einhält“,
sagte der Grünen-Abgeordne-
te Till Steffen, der für seine
Partei als Obmann in der

ergebnis hat.
Die Eckpunkte für die

Wahlrechtsreform sollen
demnach am Dienstag von
den Ampel-Fraktionen be-
schlossen werden. SPD, Grü-
ne und FDP wollen den Bun-
destag auf die Regelgröße
von 598 Abgeordneten
schrumpfen. Dafür sollen
Überhangmandate und Aus-
gleichsmandate wegfallen.

Diese Mandate entstanden
bislang, wenn eine Partei in
einem Bundesland mehr Di-
rektmandate gewinnt, als ihr
nach dem Zweitstimmener-
gebnis zustehen. Die anderen
Parteien erhielten dann wie-
derum Ausgleichsmandate,
um den Proporz aus den

Berlin – Die Ampel-Koalition
will eine Wahlrechtsreform
zur Verkleinerung des Bun-
destags auf den Weg bringen.
„Für die kommende Bundes-
tagswahl wollen wir das Prin-
zip der Zweitstimmende-
ckung einführen“, zitierte
das Portal t-online am Sonn-
tag aus einem Beschlusspa-
pier. Demnach soll eine Par-
tei in einem Bundesland nur
so viele Direktmandate be-
kommen, wie ihr gemäß
Zweitstimmenergebnis zuste-
hen. Hat sie mehr Direkt-
mandate geholt, bekommt
sie diejenigen nicht, in denen
sie im Vergleich zu den ande-
ren Wahlkreisen des Bundes-
landes das schwächste Wahl-

Till Steffen (Grüne)
Kommissionsmitglied

Skopje – Tausende Nordma-
zedonier haben gegen einen
zur Diskussion stehenden
Vorschlag zur Beilegung des
Streits um Geschichte und
nationale Identität mit dem
Nachbarland Bulgarien de-
monstriert. Wie nordmaze-
donische Medien berichte-
ten, folgten die Demons-
tranten am Samstagabend
in der Hauptstadt Skopje
dem Aufruf der nationalisti-
schen Oppositionspartei
VMRO-DPMNE, die zudem
den Rücktritt der Regierung
des Sozialdemokraten Di-
mitar Kovacevski verlangte.

Das EU-Land Bulgarien
blockiert seit Ende 2020 den
Beginn von EU-Beitrittsge-
sprächen mit Nordmazedo-
nien unter Berufung darauf,
dass Skopje die bulgarische
Interpretation der gemein-
samen Geschichte nicht ak-
zeptiere und diese nicht in
Verfassung und Lehrplänen
verankere. Unter anderem
betrachtet Sofia die maze-
donische Sprache nicht als
eigenständig, sondern als
bulgarischen Dialekt. dpa

Proteste in
Nordmazedonien

Frank-Walter Steinmeier
(66), Bundespräsident, hat
angesichts der zahlreichen
Krisen in der Welt vor ei-
nem Rückzug Deutschlands
ins Innere gewarnt. „In ei-
ner Zeit, in der einige schon
das Ende der Globalisierung
prophezeien und andere es
herbeisehnen, will ich eines
ganz klar sagen: Wir dürfen
uns jetzt nicht in den eige-
nen Hafen zurückziehen,
das Tor zur Welt zumauern
und von Autarkie träu-
men“, sagte Steinmeier in
Hamburg beim Festakt zum
100. Geburtstag des Über-
see-Clubs. Auch in Zukunft
gelte: „Wir können unseren
Wohlstand nur erwirtschaf-
ten, unsere Arbeitsplätze
nur erhalten, unseren Sozi-
alstaat nur finanzieren,
wenn wir ein Industrie- und
ein Exportland bleiben.“ dpa
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CORONA Die Diskussion um die Strategie für die kommenden Monate

Impfstoffe kosteten den Staat bislang 6,8 Milliarden Euro
Die ersten Corona-Fälle

wurden in Deutschland An-
fang 2020 festgestellt. Impf-
stoffe wurden zum Ende des
Jahres 2020 entwickelt. dpa

für Krankenhäuser sowie Co-
rona-Arzneimittel 46,4 Milli-
arden Euro an. Addiert ergibt
dies eine Summe von 53,2
Milliarden Euro.

Pandemiebeginn bis Ende Ju-
ni für die Vergütung von Imp-
fungen, Impfzentren, Bürger-
und PCR-Tests, Schutzmas-
ken, Ausgleichszahlungen

Wie das Redaktionsnetz-
werk Deutschland unter Be-
rufung auf Angaben des Bun-
desamtes für soziale Siche-
rung berichtete, fielen seit

Dies ging aus einer Antwort
des Bundesgesundheitsminis-
teriums auf eine Anfrage des
CSU-Gesundheitspolitikers
Stephan Pilsinger hervor.

Berlin – Die Bundesregierung
hat zur Bewältigung der Co-
rona-Pandemie bis Anfang Ju-
ni etwa 6,8 Milliarden Euro
für Impfstoffe ausgegeben.

Der Bonner Virologe Hendrik Streeck sieht gute Argumente dafür, wieder eine Maskenpflicht einzuführen. Effektiven Schutz biete die Maske aber nur bei der richtigen Anwendung.
Grundvoraussetzung sei, „dass der Träger sie auch tragen will“. FOTOS: DPA

STUDIE

Die Corona-Pandemie ist
laut dem bayerischen Ge-
sundheits- und Pflegeminis-
ter Klaus Holetschek (CSU)
„eine starke psychische Be-
lastung“ für Pflegebedürfti-
ge und pflegende Angehöri-
ge. Er verwies am Sonntag
auf den Zwischenbericht
des Bayerischen ambulan-
ten Covid-19 Monitors (Ba-
com-Studie), deren erste Er-
gebnisse dies nachdrücklich
verdeutlichten. Die Studie
wurde 2021 unter Federfüh-
rung des Klinikums der
Münchner Ludwig-Maximi-
lians-Universität gestartet.

Angehörige, die im häusli-
chen Umfeld pflegen, seien
besonders gefordert gewe-
sen, sagte der Minister. Ent-
lastungs- und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten wie Ta-
geseinrichtungen, Kurzzeit-
pflege oder Ergotherapie
seien nämlich geschlossen
gewesen. Angehörige von
Pflegebedürftigen in statio-
nären Einrichtungen sorg-
ten sich mangels Besuchs-
möglichkeiten stärker um
die Pflegebedürftigen.

Holetschek sagte, die Ba-
com-Studie solle „entschei-
dungsrelevante Daten und
Analysen für bevorstehende
Pandemien oder vergleich-
bare Krisensituationen lie-
fern“. Dazu sammle und
analysiere die Studie unter
anderem Daten zu gesund-
heitlichen Folgen der Covid-
19-Pandemie wie Long Co-
vid oder Depression sowie
deren Risikofaktoren, erläu-
terte der bayerische Ge-
sundheitsminister. epd

Pflegende
Angehörige
stark belastet

Klaus Holetschek (CSU)
Gesundheitsminister Bayerns

In der Debatte über die Kon-
sequenzen aus dem Exper-
tengutachten zu den bishe-
rigen Corona-Schutzmaß-
nahmen hat die Deutsche
Stiftung Patientenschutz da-
vor gewarnt, vulnerable
Gruppen zu vernachlässi-
gen. Vorstand Eugen Brysch
sagte, in dem „Gezerre“ um
aktuelle und künftige Maß-
nahmen komme der Schutz
von hochbetagten, pflege-
bedürftigen und schwerst-
kranken Menschen unter
die Räder. Allein die jüngst
vom Robert Koch-Institut
(RKI) konstatierten steigen-
den Corona-Ausbrüche in
den Pflegeheimen verlang-
ten aber ein einheitliches
und effizientes Vorgehen.

Brysch forderte eine Kon-
zentration der PCR-Testka-
pazitäten auf Pflegebedürf-
tige, Angehörige und medi-
zinisch-pflegerisches Perso-
nal. Auch böten Präventiv-
Tests die Chance, das Virus
zu stoppen, bevor es Hilfs-
bedürftige erreiche. Der Pa-
tientenschützer verlangte
vom Bundesgesundheitsmi-
nisterium ferner, jedem
Pflegebedürftigen eine kos-
tenlose Prüfung des Immun-
status anzubieten. Das RKI
solle Impfempfehlungen ab-
geben, die den Status be-
rücksichtigen. Schließlich
benötigten Altenheime bei
Ketteninfektionen externe
mobile Teams zur Unter-
stützung bei der Pflege. dpa

Besonderer
Schutz

Buschmann: „Es geht um lageangepasstes Verhalten“

NEUES INFEKTIONSSCHUTZGESETZ

mögliche Zugangsbeschrän-
kungen im öffentlichen Raum
durch 2G- oder 3G-Regeln an-
geht, sagte der Minister: „Da-
rüber werden wir jetzt reden
müssen. Dafür müssen wir uns
auch genau anschauen, wel-
che Wirkungen die Impfstoffe
haben und unter welchen Vo-
raussetzungen das gelten

könnte.“ Er sei persönlich skeptisch, „aber wir
werden das jetzt sorgfältig besprechen.“

Neuen Lockdowns erteilte Buschmann eine
klare Absage. „Nach allem, was wir wissen,
sind meiner Ansicht nach Lockdowns, Schul-
schließungen und Ausgangssperren heute
nicht mehr verhältnismäßig.“ Auch Scholz er-
wartet keinen neuen Lockdown. Er gehe
grundsätzlich davon aus, dass in der Pande-
mie in diesem Jahr im Vergleich zu den bei-
den vorangegangenen Jahren eine „völlig
veränderte Situation“ herrsche – insbesondere
wegen der gestiegenen Immunität der Bevöl-
kerung. afp

Das neue Infektionsschutzge-
setz könnte nach den Worten
von Bundesjustizminister Mar-
co Buschmann (FDP) wieder
eine weitreichende Masken-
pflicht vorsehen. „Wir werden
vermutlich noch im Laufe die-
ses Monats ein Konzept vorle-
gen. Da wird die Maske sicher
eine Rolle spielen“, sagte
Buschmann der „Welt am
Sonntag“. Auch Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD) geht davon aus, „dass die Maske im
Herbst und im Winter eine größere Rolle spie-
len wird als jetzt“.

Buschmann sagte, es gehe um „lageange-
passtes Verhalten“: „Sinkt die Gefahr, dann
muss man die Maßnahmen zurücknehmen.
Steigt die Gefahr, dann muss man ihr ange-
messen begegnen.“ Der Evaluierungsbericht
zur Wirksamkeit der bisherigen Corona-Maß-
nahmen habe der medizinischen Maske in In-
nenräumen „ein sehr gutes Kosten-Nutzen-
Verhältnis“ bestätigt, so Buschmann. Was

Marco Buschmann (FDP)
Bundesjustizminister

„Masken können hocheffektiv sein“
INTERVIEW Virologe Hendrik Streeck sieht gute Gründe für erneute Pflicht

Immunität verbreitert sich
wohl nicht so stark wie er-
hofft – vor allem bei der der-
zeit dominanten Omikron-
Variante BA.5. Klinische Stu-
dien fehlen aber noch, dann
kann das auch wieder anders
aussehen. So ist das in der
Wissenschaft.

Halten Sie es
für vertretbar,
Großveranstaltungen
wie das Oktoberfest
durchzuführen?

Natürlich bergen Großveran-
staltungen wie das Oktober-
fest oder Fußballspiele im-
mer die Gefahr eines Super-
spreading-Events. Auch vor
Corona kannte jeder, der auf
das Oktoberfest gegangen ist,
die Wiesn-Grippe. Jetzt könn-
te es Corona sein. Deswegen
muss man sich als Besucher
überlegen, ob man dieses Ri-
siko eingehen will. Wenn ja,
ist anzuraten, das mit einer
Dreifachimpfung zu tun. Klar
ist: Eine Überlastung des Ge-
sundheitswesens muss ver-
mieden werden.

Was raten Sie der Politik?
Man kann darüber nachden-
ken, den Zugang nur mit ta-
gesaktuellem Test zu erlau-
ben, wenn es die Lage erfor-
dert. Sie sehen: Ich drücke
mich vor einer klaren Ant-
wort. Weil sehr viel Abwä-
gung nötig sein wird – auch
in Absprache mit den lokalen
Krankenhäusern. Und es geht
darum, wie sehr wir als Ge-
sellschaft die Eigenverant-
wortung an erster Stelle se-
hen oder wie sehr wir ein Ein-
greifen des Staates wollen,
der diese Verantwortung
übernimmt. Keine leichte
Übung!

nesen und somit durch Anti-
körper im Blut besser vor ei-
nem schweren Verlauf ge-
schützt sind – wohlgemerkt
nicht vor einer Infektion. Wir
wollen Impflücken identifi-
zieren, damit man eine Impf-
kampagne gezielter anlegen
kann. Dazu führen wir in re-
präsentativen Stichproben
Antikörper-Tests und Befra-
gungen durch. Insgesamt
sind knapp 30000 Personen
an der Studie beteiligt. Die
Zeit ist knapp, aber das Ziel
sind brauchbare Daten vor
dem Herbst.

Bundesgesundheits-
minister Karl Lauterbach
spricht sich für eine neue
Impfkampagne aus.
Halten Sie eine vierte
Impfung für eine breite
Bevölkerungsgruppe für
sinnvoll?

Ich bin da auf der Seite der
Ständigen Impfkommission.
Die machen sich sehr genau
und gewissenhaft Gedanken
und können auch Daten ein-
sehen, die noch nicht öffent-
lich vorliegen. Persönlich hal-
te ich mit den derzeitigen Da-
ten eine vierte Impfung vor
allem für ältere Menschen
und Risikogruppen für den
Herbst und Winter für wich-
tig. Ich kann mir gut vorstel-
len, dass die Stiko dann auch
Menschen ab 60 Jahren – ähn-
lich wie bei der Grippe – zu
einer Impfung rät.

Welche Hoffnungen
setzen Sie in die
angekündigten
angepassten Impfstoffe?

Erste Daten deuten darauf
hin, dass diese Impfstoffe die
Erwartungen noch nicht
ganz erfüllen könnten. Die

Szenarien vorbereiten – dazu
hat der Expertenrat ja auch
Vorschläge gemacht. Proble-
matisch ist auch die Influen-
za. Weil wir drei Jahre kaum
Kontakt zu Grippeviren hat-
ten, ist die Immunität in der
Bevölkerung gering. In Aus-
tralien und Neuseeland beob-
achten wir derzeit vermehrt
Grippe-Infektionen. Deswe-
gen empfiehlt sich im Herbst
auf jeden Fall auch eine Grip-
peimpfung.

Sie wurden beauftragt, in
einer Studie zu klären, wie
gut die Bevölkerung
gegen Corona immunisiert
ist. Wie gehen Sie vor?

Wir wollen erfassen, wie vie-
le Menschen geimpft und ge-

Es gibt ja auch Argumente,
die dafür sprechen. Zum Bei-
spiel, dass sie gut wirken,
wenn sie richtig getragen
werden. Dazu kommt auch
ein psychologischer Effekt:
Uns wird durch das Tragen
der Maske bewusst, dass die
Pandemie weiterhin da ist
und dass man weiter aufpas-
sen muss.

Was bedeutet es für
Herbst und Winter,
wenn sich aktuell viele
Menschen infizieren:
Könnte die nächste Welle
milder verlaufen?

Aktuell ist schwer vorherzu-
sagen, wie Herbst und Win-
ter aussehen werden. Wir
müssen uns auf verschiedene

men dauerhaft Sinn machen
und welche nicht. Beispiel
Maskenpflicht: Wir wissen,
dass Masken hocheffektiv
sein können. Das sehen wir
in den Kliniken oder Laboren,
da gibt es kaum Infektionen.
Aber Grundvoraussetzung
ist, dass der Träger sie auch
tragen will. Will er das nicht
und die Maske sitzt falsch,
dann hat sie einen vermin-
derten oder gar keinen Ef-
fekt. Außerdem finden die
meisten Infektionen im Pri-
vaten statt – also da, wo eine
Maskenpflicht ohnehin nicht
greift.

Die Maskenpflicht für
Innenräume wird dennoch
wieder diskutiert.

Bonn – Hendrik Streeck ist Di-
rektor des Instituts für Virolo-
gie an der Uni Bonn und Mit-
glied des Corona-Experten-
rats der Bundesregierung. Im
Gespräch mit Dominik Gött-
ler erklärt der 44-Jährige, wa-
rum es gute Gründe für eine
Maskenpflicht gibt, warum
Corona im Herbst nicht unser
einziges Problem sein wird –
und warum ihn die neuen
Impfstoffe bisher noch nicht
überzeugen.

Herr Streeck, wir stecken
mitten in einer
Corona-Sommerwelle.
Die Fallzahlen steigen, und
aus den Kliniken kommt
die Warnung, in den
Köpfen vieler Menschen
sei die Pandemie vorbei.
Sind wir zu sorglos?

Das Virus ist nicht weg und
die Pandemie nicht vorbei.
Auch wenn die aktuelle Pha-
se schwer einzuschätzen ist:
Ziel muss sein, dass wir prag-
matische Wege finden, mit
dem Virus zu leben. Die Ei-
genverantwortung der Bür-
ger ist dafür wesentlich. Für
einen gesunden und geimpf-
ten Menschen ist es aktuell
ein kalkulierbares Risiko,
sich infizieren zu können.
Gleichzeitig trägt jeder Ein-
zelne Verantwortung, dass
man die Infektionen nicht zu
den Risikogruppen trägt.

Kann man diese Welle
einfach durchlaufen
lassen?

Natürlich muss das Infekti-
onsschutzgesetz überarbeitet
werden. Aber wir werden
noch viele Jahre mit dem Vi-
rus leben müssen. Also ste-
hen wir immer wieder vor
der Frage, welche Maßnah-
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Schwere
Zeiten für
Raucher

Leingarten – Raucher könnten
in diesen Tagen mancherorts
Schwierigkeiten haben, ihre
üblichen Zigarettenmarken
zu kaufen. Denn Tabakkon-
zerne haben Lieferprobleme,
wodurch weniger Ware in
den Handel kommt als be-
stellt. Die ohnehin schon an-
gespannte Lage habe sich in
den vergangenen Wochen
deutlich verschlechtert, sagte
der Vertriebsleiter des Tabak-
Großhändlers Dietz, Cyryl
Ratz, in Leingarten.

Bereits vor einem Monat
hatte die in Süddeutschland
tätige Firma, die zuletzt auf
einen Jahresumsatz von rund
156 Millionen Euro gekom-
men war, von Lieferschwie-
rigkeiten berichtet. Inzwi-
schen sind nach Aussage des
Vertriebsleiters weitere Pro-
duktgruppen hinzugekom-
men. So liefere Philip Morris
nun schon etwa ein Viertel
weniger Ware als normaler-
weise. Es gehe um mehrere
Verpackungsgrößen der Mar-
ken Marlboro und LM. Auch
von den Marken Lucky Strike
und Pall Mall des Herstellers
BAT bekomme man weniger
als gewünscht.

Der Großhändler Lekker-
land, der bundesweit Tank-
stellen, Kioske und Shops be-
liefert, bekommt die Marlbo-
ro-Engpässe ebenfalls zu spü-
ren. Es gebe „Lieferschwierig-
keiten für einzelne Packungs-
einheiten des Herstellers Phi-
lip Morris“, heißt es von der
Firma aus Frechen.

Eine Sprecherin von Philip
Morris sagte, dass es „auf-
grund der weiterhin ange-
spannten Lage auf den Roh-
stoffmärkten“ einen Engpass
bei mehreren Produktvaria-
nten gebe. Man könne den
Konsumentinnen und Konsu-
menten aber alternative Pro-
duktgrößen anbieten. Man
arbeite kontinuierlich an Lö-
sungen. Wann der Engpass
behoben sein werde, könne
sie nicht sagen, so die Fir-
mensprecherin.

Vom Konkurrenten British
American Tobacco (BAT) hieß
es, dass es in den vergange-
nen Wochen bei der Beliefe-
rung des Handels regional zu
zeitlichen Verzögerungen
kommen konnte. „Gemein-
sam mit dem Logistikunter-
nehmen arbeiten wir mit
Hochdruck daran, schnellst-
möglich zu der von uns ge-
wohnten Liefertreue zurück-
zukehren.“ Produktionsbe-
dingte Ausfälle habe es nicht
gegeben.

Saudi Aramco löst Apple als wertvollstes Unternehmen ab
lionen Dollar. Das wertvollste
europäische Unternehmen
war der Schweizer Nahrungs-
mittelkonzern Nestlé auf
Rang 20. dpa

Der Börsenwert von Saudi
Aramco lag zum 30. Juni 2022
bei 2,3 Billionen Dollar (rund
2,2 Billionen Euro), der von
Tech-Gigant Apple bei 2,2 Bil-

hart, Energieunternehmen
erlebten dagegen eine Re-
naissance. Deutsche Konzer-
ne sind nicht unter den Top
100 vertreten.

tersuchung des Prüfungs-
und Beratungsunternehmens
EY hervorgeht. Die Börsen-
turbulenzen trafen vor allem
die Technologiekonzerne

Unternehmen durcheinan-
der. Der saudische Ölkonzern
Saudi Aramco verdrängte im
ersten Halbjahr Apple auf
Platz zwei, wie aus einer Un-

Frankfurt – Der Kurssturz an
den Aktienmärkten seit Be-
ginn des Ukraine-Krieges wir-
belt das Ranking der 100
wertvollsten börsennotierten

Fiat 500: Kult-Auto mit Zukunft?
der Experte vom Duisburger
Center Automotive Research.
„Genau das passiert mit dem
vollelektrischen Fiat 500.“

Fiat probierte sich in den
90er Jahren mit dem Cinque-
cento Elettra schon einmal
erfolglos mit einem E-Auto.
Der Wagen hatte zwölf klobi-
ge Batteriezellen im hinteren
Teil und schaffte anfangs ei-
ne Höchstgeschwindigkeit
von 80 Kilometer je Stunde
mit einer Reichweite von
rund 60 Kilometern. Aufla-
den konnte man das Auto zu
Hause an der Steckdose, was
allerdings Stunden dauerte.
Heute soll der Elektro-500 je
nach Modell bis zu 320 Kilo-
meter schaffen.

E-Autofahrer kritisieren die
mäßig ausgebaute Ladesäu-
len-Infrastruktur in Europa.
Es geht aber voran. In
Deutschland stehen laut Bun-
desnetzagentur ungefähr
62000 öffentliche Ladesäu-
len. Das ist ein Zuwachs von
30 Prozent in einem Jahr. In
Italien gab es von 2020 auf
2021 einen ähnlich hohen
Zuwachs. In dem Land mit
fast 60 Millionen Einwoh-
nern stehen ungefähr 26000
öffentliche Ladepunkte für E-
Autos. „Bei der Ladeinfra-
struktur braucht es eigent-
lich nur die Wallbox und
Schnelllader auf Autobah-
nen“, sagt Dudenhöffer.

Die Kunden scheinen den
Elektro-Fiat jedenfalls gut an-
zunehmen. In Deutschland
zählt er zu den am häufigsten
angemeldeten Neufahrzeu-
gen in der Kategorie der voll-
elektrischen Autos.

lenken. Viel Gepäck sollte
man aber damals wie heute
nicht dabei haben.

Nun soll der Klassiker auf
eine neue Spur einlenken.
Stellantis will bei der Marke
in den grünen Gang schalten.
„Fiat hat eine Strategie und
ein klares Ziel“, sagt Freschi.
Bis 2027 soll die gesamte Mar-
ke rein elektrisch fahren. Das
Unternehmen will sich einen
umweltfreundlichen An-
strich verpassen. Zum Bei-
spiel machte Fiat auf dem
Dach seiner ehemaligen Fa-
brik im Turiner Stadtteil Lin-
gotto aus der berühmten
Teststrecke einen Garten.
Dort, wo ab 1927 Ingenieure
neue Modelle quasi uner-
kannt entlangrasen ließen,
schmücken heute Zehntau-
sende Pflanzen den Asphalt.

Dudenhöffer hält die Ent-
scheidung des Unterneh-
mens für den richtigen Weg.
„Wenn man ein Kultprodukt
in die Zukunft tragen will,
muss man es zukunftsfähig
machen, ansonsten wird es
zum Museumsstück“, sagt

genannt, der aber aus Sicht
mancher wegen seines über-
raschend hohen Preises nicht
unbedingt ein Wagen für alle
war. Konstrukteur Dante Gia-
cosa musste für wenig Geld
ein Modell als Konkurrenz
zum Motorroller entwerfen.
Am Ende rollte 1957 eine
neue Version des 500 vom
Band, mit einem Motor von
rund 500 Kubikzentimetern
Hubraum, zu einem Preis von
etwas weniger als 500000 Li-
re – so erklärt sich auch der
Name.

„Der Fiat 500 ist ein absolu-
tes Erfolgsmodell, so wie et-
wa der BMW Mini“, sagt Au-
toexperte Ferdinand Duden-
höffer. „Er bildet Italien ab,
hat sich immer wieder neu
erfunden und als modernes
Fahrzeug seiner Zeit ange-
passt.“ Gerade im engen
Stadtverkehr Italiens lässt
sich der schlanke 500 vergli-
chen mit bulligen SUV ge-
schmeidig durch die Gassen

Kombi. Mehr als 7,1 Millio-
nen 500-Modelle verkaufte Fi-
at seither, wie Unterneh-
menssprecher Marco Freschi
erklärt.

Das Unternehmen ist mitt-
lerweile Teil des Autokon-
zerns Stellantis, der im Janu-
ar 2021 aus der Fusion von Fi-
at Chrysler und der französi-
schen PSA-Gruppe hervor-
ging. Umsatz des börsenno-
tierten Konzerns 2021: 152
Milliarden Euro. Die italieni-
sche Traditionsmarke reiht
sich seitdem neben Opel oder
Peugeot aus Frankreich ein.

Für den neuen 500 hatte
das Unternehmen in den
50er Jahren einen konkreten
Plan: Nach dem Zweiten
Weltkrieg wollte Fiat ein Au-
to auf den Markt bringen, das
den Menschen mehr Mobili-
tät ermöglichte, wie Freschi
erklärt. Zuvor fertige die von
Giovanni Agnelli gegründete
Marke schon den Fiat 500,
auch „Topolino“ (Mäuschen)

Egal ob Italien oder
Deutschland: Der Fiat 500
ist Kult. Seit Jahrzehnten
ist er für das Traditionsun-
ternehmen aus Turin ein
Verkaufsschlager. Für die
Zukunft des kleinen Italie-
ners fällte Fiat eine drasti-
sche Entscheidung – geht
das gut?

VON JOHANNES NEUDECKER

Turin – US-Schauspieler Tom
Cruise sauste schon mit ihm
für Dreharbeiten durch die
Altstadt Roms, Pop-Star Jenni-
fer Lopez klemmte sich in ei-
nem Werbespot hinter sein
Steuer, und Papst Franziskus
steigt regelmäßig hinten bei
ihm ein. Der Fiat 500 geht
zwar nicht als Luxus-Schlit-
ten durch, aber ist seit Jahr-
zehnten ein Auto fürs Volk –
und das nicht nur in Italien.
Am 4. Juli 1957 rollten im
norditalienischen Turin die
ersten Modelle vom Band, da-
mals unter dem Namen Fiat
Nuova 500. Als „kleiner,
großartiger Wagen“ wurde er
damals beworben. Ein „treu-
er Freund“ – egal ob man ans
Meer oder in die Berge fährt,
hieß es in dem Fernsehspot.

65 Jahre später ist der „Cin-
quecento“ (Fünfhundert)
nicht mehr von den italieni-
schen Straßen wegzudenken.
Über die Jahre produzierte Fi-
at verschiedene 500-Vari-
anten, vom Cabrio über die
Sportversion bis zum in die
Länge gezogenen „Giardine-
ria“ (Gärtnerei) – einer Art

Heute fährt der Fiat 500 mit Elektromotor. Und nicht nur
er – bis 2027 soll die gesamte Marke Fiat, die inzwischen
zum Stellantis-Konzern gehört, rein elektrisch fahren.

Der Fiat 500
ist ein absolutes

Erfolgsmodell, so wie
etwa der BMW Mini.
Er bildet Italien ab,

hat sich immer wieder
neu erfunden und als
modernes Fahrzeug

seiner Zeit angepasst.
Ferdinand Dudenhöffer

Autoexperte

Ein „kleiner, großartiger Wagen“: Vor 65 Jahren – am 4. Juli 1957 – rollte in Turin der erste Fiat 500 vom Band. Der „Cinquecento“ wurde ein italieni-
sches Kult-Auto. FOTOS: DPA

Sandalen-Rückruf
von Woolworth

Unna – Wegen eines zu hohen
Chrom VI-Gehalts ruft die
Kaufhauskette Woolworth
Sandalen zurück. In dem Pro-
dukt „Damen Bio-Pantolette“
des Herstellers Powerofschu-
he (Auftrag 289156/00, EAN
4250432412285) seien erhöh-
te Werte des Stoffs festge-
stellt worden. Chrom VI kön-
ne zu schweren Hautreaktio-
nen führen, hieß es in dem
auf „Lebensmittelwar-
nung.de“ veröffentlichten
Rückruf. Kunden können das
Produkt zurückgeben und er-
halten den Kaufpreis von
8 Euro zurück. dpa

VERBRAUCHER-TIPP

München – Deutschlands
Handwerksbetriebe suchen
eine sechsstellige Zahl von
Mitarbeitern. Bei den Ar-
beitsagenturen sind nach
Angaben des Zentralver-
bands des Deutschen Hand-
werks (ZDH) derzeit 150000
offene Stellen gemeldet. Da
nicht alle Betriebe unbesetz-
te Stellen an die Agenturen
melden, geht der Verband
von schätzungsweise rund
250000 fehlenden Hand-
werkerinnen und Handwer-
kern aus, wie eine ZDH-
Sprecherin berichtete, „Ten-
denz steigend“. Grundlage
sind Rückmeldungen aus
den Handwerkskammern.

Der Fachkräftemangel
wird eines der beherrschen-
den Themen auf der Münch-
ner Internationalen Hand-
werksmesse sein, die an die-
sem Mittwoch eröffnet wird
und zum ersten Mal seit
2019 wieder stattfinden
kann. „Wenn wir bei der
Nachwuchs- und Fachkräf-
teversorgung nicht
schnellstmöglich gegen-
steuern, droht nicht nur ein
Scheitern der Energiewen-
de, sondern auch ein massi-
ver Wirtschaftseinbruch,
ein Verlust an Wertschöp-
fung und Wohlstand“, sagte
Franz Xaver Peteranderl,
Präsident des Bayerischen
Handwerkstags. Bundes-
wirtschaftsminister Robert
Habeck (Grüne) will am
Mittwoch zur Eröffnung der
Messe kommen, Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD)
wird am Freitag beim tradi-
tionellen Spitzengespräch
mit der deutschen Wirt-
schaft erwartet.

Der Personalmangel
hemmt nicht nur das Wirt-
schaftswachstum, sondern
gefährdet die politischen
Ziele der Bundesregierung,
wie nicht nur Handwerks-
funktionäre seit Jahren war-
nen. Ein Beispiel: In
Deutschland gibt es etwa 43
Millionen Wohnungen, bis
2040 sollen diese komplett
klimaneutral werden. Da
ein großer Teil des Gebäude-
bestands bislang nicht ener-
gieeffizient ist, gehen Fach-
leute von einem jährlichen
Umbaubedarf von an die
zwei Millionen Wohnungen
aus. „Häuser energieeffi-
zient sanieren, Ladesäulen
und Solardächer installie-
ren, Windanlagen aufbauen
und warten und vieles
mehr“, heißt es beim ZDH.
„Das machen Handwerke-
rinnen und Handwerker, sie
sind für all diese Zukunfts-
aufgaben unverzichtbar.“

Dementsprechend zählen
zu den Gewerken mit dem
größten Fachkräftemangel
auch mehrere Bauberufe:
Laut ZDH sind dies Installa-
teure und Heizungsbauer,
Kälteanlagenbauer, Rollla-
den- und Sonnenschutz-
techniker, außerdem Elek-
trotechniker, Elektroma-
schinenbauer, Augenopti-
ker, Hörakustiker und Me-
tallbauer. CARSTEN HOEFER

Handwerker
dringend
gesucht

Im Handwerk gibt es einen
massiven Mangel an Fach-
kräften. FOTO: DPA

Manche Zigarettensorte ist
derzeit knapp. FOTO: DPA

Neuwagen bleiben knapp und teuer
Plug-In-Hybride werden wegen mutmaßlich auslaufender Förderung kaum noch angeboten

Allerdings bedeuteten die
hohe Inflation und steigende
Zinsen, dass mittelfristig im-
mer weniger Menschen sich
einen Neuwagen leisten
könnten, so der Experte. Aus
der Lieferkrise könne somit
mittelfristig eine Nachfrage-
krise werden, erklärte Du-
denhöffer. dpa

auf Bauteil-Engpässe zurück-
zuführen ist.

Experte Dudenhöffer er-
wartet kurzfristig weiter stei-
gende Neuwagenpreise und
weniger Rabatte. Die Indus-
trie werde gestiegene Materi-
alkosten einschließlich der
erwartbaren Gehaltssteige-
rungen weitergeben.

hätte sich die Industrie schon
vom Plug-In verabschiedet“,
folgert Studienleiter Ferdi-
nand Dudenhöffer.

Für reine Elektroautos wer-
den neben der staatlichen
Förderung nur vergleichswei-
se geringe Kaufanreize ge-
setzt. Auch hier sind Modelle
nicht lieferbar, was aber eher

rung wurden nach den Beob-
achtungen kaum noch Plug-
In-Hybride angeboten, die
Elektro- und Verbrennermo-
toren kombinieren. Von 15
untersuchten Top-Modellen
seien 12 nicht bestellbar ge-
wesen, heißt es in der Studie
mit Blick auf die aktuelle Si-
tuation. „Es sieht so aus, als

Duisburg – Neuwagen bleiben
auf dem deutschen Markt
vorläufig knapp und teuer.
Zu diesem Ergebnis ist die re-
gelmäßige Marktstudie des
Duisburger Center Automoti-
ve Research (CAR) für den
Monat Juni gekommen.

Wegen der zum Jahresende
wohl auslaufenden Förde-
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